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ADENAUER UND DIE KERNWAFFEN 

Die Kernwaffenpolitik der Großmächte, so zeigen die meisten der bisher vorliegen­
den Untersuchungen, ist mit dem Modell bürokratisch-politischer Entscheidungs­
analyse am angemessensten zu erfassen. Soweit entsprechende Arbeiten zur Kern­
waffenpolitik der Bundesrepublik Deutschland überhaupt vorliegen, stellt sich 
dasselbe Bild dar1. 

Es versteht sich von selbst, daß die Staats- bzw. Regierungschefs in dem dichten 
Geflecht innerstaatlicher und internationaler Willensbildungs- und Entscheidungs-
prozesse Schlüsselpositionen innehaben. Die Gründe dafür sind nur teilweise verfas­
sungsrechtlicher Natur. Sie ergeben sich weitgehend aus der Natur der Sache. 
Nuklearfragen stehen so unübersehbar im Zentrum der Verteidigungspolitik, der 
Allianzbeziehungen, der Ost-West-Agenda, oft auch der Innenpolitik, daß selbst ein 
in diesen Fragen nicht vorrangig interessierter oder kenntnisreicher Regierungschef 
gar nicht umhin kann, der Materie seine Aufmerksamkeit zuzuwenden und auf die 
Entscheidungen Einfluß zu nehmen. 

Das gilt auch und gerade für die frühen Phasen der Kernwaffenentwicklung, in 
denen die „verwaltete Außenpolitik" (Helga Haftendorn) in Bezug auf die Kern-

* Die folgenden Studien zur Nuklearpolitik in der Bundesrepublik Deutschland, Großbritannien und 
Frankreich gehen auf Vorträge zurück, die auf dem deutschen 37. Historikertag zu Bamberg 
(12.-16. 10. 1988) in der Sektion „Die nukleare Epoche - Entstehung und Wandel 1945-1967" 
gehalten wurden. 

1 Zur bundesdeutschen Nuklearpolitik in der Ära Adenauer bis in die zweite Hälfte der sechziger 
Jahre liegen bisher drei Monographien vor - Catherine McArdle Kelleher, Germany and the Poli-
tics of Nuclear Weapons, New York/London 1975; Dieter Mahncke, Nukleare Mitwirkung. Die 
Bundesrepublik Deutschland in der atlantischen Allianz 1954-1970, Berlin/New York 1972; Mark 
Cioc, Pax Atomica. The nuclear defense debate in West Germany during the Adenauer era, New 
York 1988. Die Arbeiten von Kelleher und Mahncke sind zeitgenössische Dissertationen, die auf 
gründlicher Auswertung aller damals erreichbaren offenen Quellen sowie auf Interviews mit Akteu­
ren beruhen. In der Darstellung von Cioc sind auch seither zugänglich gewordene amtliche Akten 
verarbeitet. Viele wichtige Informationen finden sich zudem in den Studien von Helga Haftendorn, 
auch wenn diese vorrangig die Rüstungskontroll- und Abrüstungspolitik der Bundesrepublik 
Deutschland zum Gegenstand haben: Sicherheit und Entspannung. Zur Außenpolitik der Bundes­
republik Deutschland 1955-1982, Baden-Baden 1983; Verwaltete Außenpolitik. Sicherheits- und 
entspannungspolitische EntScheidungsprozesse in Bonn, Köln 1978 (zus. mit Wolf-Dieter Karl, 
Joachim Krause und Lothar Wilker); Management der Sicherheitspolitik. Ein Beitrag zum Ent-
scheidungsprozeß der Bundesrepublik Deutschland, in: Klaus-Dieter Schwarz (Hrsg.), Sicher­
heitspolitik, Bad Honnef31978, S. 509-526. 
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waffen noch nicht jene bekannten und langfristig recht dauerhaften Grundmuster 
aufweist wie in späteren Jahrzehnten. Es sind eben nicht nur die Präsidialsysteme 
der USA oder Frankreichs seit 1958 sowie das System des Prime Ministerial 
Government, in denen der Chef der Exekutive eine herausgehobene Rolle spielt. 
Selbst in dem so stark von heterogenen parlamentarischen und von verschwiegen 
arbeitenden bürokratischen Gruppierungen geprägten Frankreich der 4. Republik 
fanden sich doch die Ministerpräsidenten im Zentrum der nuklearen Entscheidungs-
prozesse - Pierre Mendès-France und Guy Mollet, schließlich Felix Gaillard2. 

Sollte es sich im Fall der Adenauerschen Kanzlerdemokratie anders verhalten? 
Und berechtigt dies nicht dazu, die Anfänge bundesdeutscher Kernwaffenpolitik 
auch einmal allein in bezug auf den Gründungskanzler der Bundesrepublik zu 
behandeln? 

Betrachtet man die vergleichsweise wenigen Studien, die sich zentral oder unter 
anderem mit den Anfängen bundesdeutscher Nuklearpolitik befassen, könnten 
einem allerdings Zweifel kommen. In den Jahren 1955 bis 1962, so hat es den 
Anschein, gab es in der bundesdeutschen Nuklearpolitik nur eine Zentralfigur -
Franz Josef Strauß, erster Bundesminister für Atomfragen und seit Herbst 1956 für 
sechs Jahre Bundesminister der Verteidigung. „Überlebensgroß Herr Strauß"3 - wie 
der bösartige Buchtitel von Rudolf Augstein lautet! 

Daß der Bundesverteidigungsminister der Jahre 1956-1962 eine entscheidende 
Rolle spielte, versteht sich von selbst. Für einen Ansatz, die seinerzeitigen nuklearen 
Willensbildungs- und EntScheidungsprozesse vorrangig mit Blick auf Strauß zu, 
untersuchen, sprechen zweifellos viele gute Gründe. Von allen Kabinettsmitgliedern 
der Regierung Adenauer hatte er über die Zusammenhänge zwischen friedlicher 
und militärischer Nutzung auf Seiten der Verbündeten den besten Überblick. Er war 
davon überzeugt, daß die Bundesrepublik Deutschland nicht allein auf dem Feld der 
friedlichen Nutzung, sondern in der einen oder der anderen Art und Weise auch in 
bezug auf die Kernwaffen an die internationale Entwicklung Anschluß finden 
müsse, und zögerte keinen Augenblick, sich mit diesem Ziel persönlich zu identifi­
zieren. 

Dabei bot die Aufbauphase der Bundeswehr vor dem Hintergrund unablässiger, 
tiefgreifender Umbrüche auf dem Feld der Kernwaffenentwicklung einmalige Mög­
lichkeiten, den Gang der Dinge in einem wie auch immer zu definierenden deut­
schen Interesse zu beeinflussen. 

Daher galt das entsprechende Interesse der Öffentlichkeit schon damals fast aus­
schließlich der Kernwaffenpolitik von Franz Josef Strauß. Soweit seither überhaupt 
wissenschaftliche Arbeiten vorliegen, haben sie an dieser Perspektive nicht viel geän­
dert. Strauß selbst hatte überhaupt kein Interesse daran, seine eigene Rolle als die 
des kenntnisreichen, dynamischen, weitblickenden Nuklearpolitikers zu verkleinern 
- und seine zahlreichen Feinde, vorab Rudolf Augstein, genausowenig. 

2 Das wird präzise herausgearbeitet in einem demnächst erscheinenden Aufsatz von Rene Girault. 
3 Rudolf Augstein (Hrsg.), Überlebensgroß Herr Strauß. Ein Spiegelbild, Hamburg 1980. 
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So kam und kommt es, daß das Sujet der folgenden Skizze - Bundeskanzler 
Adenauer, immerhin die Zentralfigur der Kanzlerdemokratie - nicht allzuviel ein­
schlägige Aufmerksamkeit gefunden hat und immer noch findet. Seit er anläßlich 
der berühmten Pressekonferenz vom 4. April 1957 ungeschützt bemerkt hatte, „die 
taktischen Waffen sind nichts weiter als die Weiterentwicklung der Artillerie"4, war 
in einer breiteren Öffentlichkeit die Meinung weitverbreitet, dem alten Herrn fehle 
in bezug auf Kernwaffentechnologie, Nuklearstrategie und Verteidigungspolitik 
einfach der Durchblick. So hat sich erst im öffentlichen Bewußtsein, zunehmend 
auch in der Forschung, das Bild eines Kanzlers befestigt, dem die grundlegen­
den Gegebenheiten des Atomzeitalters fremd gewesen seien und dessen Nuklear­
politik darin bestanden habe, seinen dynamischen Verteidigungsminister einiger­
maßen unter Kontrolle zu halten. Er selbst hat seinen Vertrauten gegenüber - so 
etwa zu Heinrich Krone - verschiedentlich darüber Klage geführt, Strauß in­
formiere ihn zu wenig und sei nur schwer steuerbar. Daß die Fixierung des - viel­
fach negativen - öffentlichen Interesses auf die Nuklearpolitik des Verteidigungs­
ministers für den Kanzler auch Vorteile hatte, war Adenauer freilich ebenso be­
wußt. 

Niemand weiß, welches Bild - endgültig oder, wie alle historische Forschung, 
ständig sich ändernd - gezeichnet werden muß, wenn alle relevanten Quellen ver­
fügbar sind. Immerhin spricht auch beim gegenwärtigen Kenntnisstand schon heute 
viel dafür, die entsprechende Rolle Adenauers hoch zu veranschlagen. Nicht der 
Verteidigungsminister, sondern der Kanzler saß wie die Spinne im Netz der Ent-
scheidungsprozesse, die im weitesten Sinn mit Kernwaffen zu tun hatten. Die 
Gesprächsprotokolle, die Kanzlerkorrespondenz und die aus den Akten rekonstru­
ierbaren Entscheidungsabläufe lassen einen Bundeskanzler erkennen, der bezüglich 
der Kernwaffen einen guten Informationsstand hatte und unablässig bestrebt war, 
die vielschichtige Entwicklung zu verstehen und zu beeinflussen. Ob er auch über 
alle laufenden Vorgänge immer hinlänglich und zutreffend informiert war, sei 
dahingestellt. Daß er sich ständig bemüht hat, den Überblick zu behalten und ange­
messen Einfluß zu nehmen, ist offenkundig. 

Früher oder später dürfte sich in der Bewertung der entsprechenden Adenauer-
schen Politik in der Forschung ein Vorgang vollziehen, wie er in bezug auf Eisenho-
wer zu beobachten ist, der gegenüber dem im Rampenlicht stehenden John Foster 
Dulles lange Zeit unterschätzt wurde. Adenauer wird dann zwar weder als Atom­
stratege noch gar als Nuklear-Intellektueller erscheinen, wohl aber als ein Kanzler, 
der für die Komplexitäten und Widersprüche der Kernwaffenpolitik ein gutes 
Gespür hatte, der die rasante Entwicklung ständig im Blick zu behalten versuchte 
und der nach Kräften bestrebt war, alle in diesen Zusammenhängen anstehenden 
Grundsatz- und Einzelfallentscheidungen selbst zu treffen. Wieweit er dabei den 
richtigen Durchblick und Erfolg hatte, wird ein Hauptthema der Forschung sein. 
Daß er es versucht hat, steht außer Zweifel. 

4 Konrad Adenauer, Erinnerungen 1955-1959, Stuttgart 1967, S. 296. 
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In bezug auf den Stellenwert, den die Kernwaffenfragen im Gesamtkontext seiner 

Außen- und Innenpolitik hatten, unterscheidet er sich nicht grundlegend von zeit­

genössischen Regierungschefs wie Eisenhower, Macmillan oder de Gaulle. Gewiß, 

die Bundesrepublik Deutschland war keine Nuklearmacht. Aber die Bundesregie­

rung sah sich genauso wie die anderen westeuropäischen Großmächte veranlaßt, die 

Nuklearpolitik mit jenem Verständnis für die sachbedingte Komplexität und mit 

jener diplomatischen Raffinesse anzugehen, wie das für die Nuklearmächte selbst 

charakteristisch war. 

Mehr als eine Problemskizze - ein Prolegomenon, wenn man so will - ist im fol­

genden weder beabsichtigt noch möglich. Eine auch mit den erforderlichen Belegen 

ausgestattete Gesamtdarstellung wird in den abschließenden Teilen meiner Ade­

nauer-Biographie vorzulegen sein, die derzeit in Arbeit ist5. 

Im folgenden wird darauf verzichtet, die wesentlichen Aspekte des Themas „Ade­

nauer und die Kernwaffen" chronologisch und im Kontext der sich unablässig 

ändernden Konstellation zu untersuchen. Dafür reicht der Raum nicht, und es wäre 

beim derzeitigen Stand der Arbeiten voreilig. 

Hingegen scheint es vertretbar und sinnvoll, einige Beobachtungen herauszuar­

beiten, die sich treffen lassen, wenn man die Fragen nach den kontinuierlichen 

Grundlinien und nach den Veränderungen Adenauerscher Außen- und Innenpolitik 

auf dem Feld der Kernwaffen aufwirft. 

I. 
Die nuklearen Fragen - ein Feld der Komplexitäten 

und der Widersprüche 

Adenauers Kernwaffenpolitik - gibt es das überhaupt, konnte es dies geben? Natür­

lich nicht, denn wie in allen Dimensionen der Außenpolitik war den Problemen 

auch dort, wo Kernwaffen im Spiel waren, weder mit einfachen Konzepten noch 

mit einmaligen Entscheidungen beizukommen. Als Harold Stein in einer Sammlung 

bahnbrechender Fallstudien zum Thema „American Civil-Military Relations" im 

Jahr 1963 die zeitgenössischen EntScheidungsprozesse der USA zwischen der Fern­

ostkrise von 1931/1932 und der amerikanischen Entscheidung zur Wiederbewaff­

nung Deutschlands zu charakterisieren hatte, meinte er: „The studies show the 

administrators . . . interpreting the factual material available to them, applying their 

own concepts of national objectives as they move towards decisions. In this process, 

they are always surrounded and affected by other administrators, frequently those in 

other agencies; they are moved in various ways by legislators, by our allies and ene-

5 Verwiesen sei auch auf meine einschlägigen Darstellungen in den Bänden 2 und 3 der „Geschichte 
der Bundesrepublik Deutschland", wo, soweit möglich, auch Belegstellen angeführt sind: Die Ära 
Adenauer. Gründerjahre der Republik 1949-1957, Stuttgart/Wiesbaden 1981; Die Ära Adenauer. 
Epochenwechsel 1957-1963, Stuttgart/Wiesbaden 1983. 
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mies in war and peace, and by that undefinable, amorphous but not negligible mass 
- the general public."6 

Im grundsätzlichen stellt sich der zeitgenössische bundesdeutsche Entscheidungs-
prozeß ähnlich dar. Die Stichworte: Unverbundenheit der Einzelthemen, die sich 
aber doch in einem Zustand direkter oder vermittelter Interdependenz befinden; 
Prozeßcharakter der Entscheidungen; Zusammen- und Gegeneinanderspiel ver­
schiedener Akteure und Entscheidungseinheiten in der Exekutive, in der Legislative, 
auf internationaler Ebene; Ineinander von Allianzpolitik und Ost-West-Politik; 
Schwierigkeit, militärische und nicht-militärische Aspekte völlig voneinander zu 
trennen; Ineinander von Außenpolitik und Innenpolitik, das jedes Reden von einem 
„Primat der Außenpolitik" oder einem „Primat der Innenpolitik" als absurde Frage­
stellung dekuvriert. Kurz: ein ganz unordentliches, schwer überschaubares, komple­
xes Feld. 

Die nuklearen Fragen sind integrierender Bestandteil dieser Komplexität und tra­
gen das Ihre dazu bei, das ohnehin schon schwer zu durchschauende und erst recht 
schwer zu steuernde Beziehungsgeflecht noch ein klein wenig unverständlicher und 
unsteuerbarer zu machen. Klar ist nur eines: ein Regierungschef kann überhaupt 
nicht umhin, jedes der Themen in seiner komplizierten, häufigem Wandel unterlie­
genden Vielschichtigkeit zu begreifen und der Verknüpfung mit anderen Themen 
bewußt zu sein. So also auch im Fall Adenauers. Keine „Kernwaffenpolitik", son­
dern zahlreiche Politiken, denen zwar verschiedene - im folgenden zu beschrei­
bende - leitende Gedanken zugrunde liegen, die aber eben doch in stärkstem Maß 
von den jeweiligen Konstellationen und Sachzusammenhängen bestimmt werden. 

Man überlege nur einmal, ohne jeden Versuch, in die Aufzählung Systematik und 
Vollständigkeit zu bringen, in welchem Kontext sich jeweils für Adenauer Kernwaf­
fenfragen stellen: 
- die Produktionsverzichte auf ABC-Waffen im Rahmen des EVG-Vertrags (1952), 

besonders dann aber im Rahmen des WEU-Vertragswerks von 1954; 
- die Verhandlungen über die Gründung von EURATOM, bei denen sich die 

Außenminister der Sechs schon auf der Brüsseler Konferenz im Februar 1956 mit 
französischen Überlegungen konfrontiert sehen, zivile und militärische Aspekte 
bei der Errichtung von EURATOM nicht notwendigerweise miteinander zu ver­
binden - was nicht allein für die Bundesrepublik erneut das Problem der nukle­
aren Diskriminierung aufwirft7; 

- der aus Adenauers Sicht höchst gravierende Konflikt mit Washington wegen des 
Radford-Plans im Juli 1956; 

- die Aufbaukrise der Bundeswehr im Sommer und Herbst 1956, in der Franz Josef 
Strauß das Konzept einer mit modernsten Waffen ausgerüsteten „Qualitätsar-

6 Harold Stein (ed.), American Civil-Military Decisions. A Book of Case Studies, Birmingham, Al., 
1963, p. 4. 

7 Dazu Peter Weilemann, Die Anfänge der Europäischen Atomgemeinschaft. Zur Gründungsge­
schichte von EURATOM 1955-1957, Baden-Baden 1983, S. 78. 
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mee" erst gegen Adenauer, dann in der NATO durchsetzt, wobei - für jeden, 
besonders aber für den Kanzler - erkennbar das Problem der Ausrüstung der 
Bundeswehr mit taktischen Atomwaffen angesprochen wird8; 

- die nuklearpolitischen Entscheidungen und Kontroversen, ausgelöst durch das 
britische White Paper und Adenauers Pressekonferenz vom 4. April 1957, durch 
die Göttinger Erklärung der 18 deutschen Atomwissenschaftler und die entspre­
chenden Angriffe der SPD-Opposition9; 

- zahlreiche östliche Initiativen der Jahre 1956 bis 1958, von der Art der Rapacki-
Pläne, die allesamt auf Denuklearisierung der Bundesrepublik abzielen; parallel 
dazu eine Vielzahl von Denuklearisierungsplänen westlicher Parteien und Politi­
ker; 

- die NATO-Entscheidungen der Jahre 1957 und 1958, insbesondere die Pariser 
Gipfelkonferenz von Dezember 1957, durch welche die umfassende Stationie­
rung von TNF in Mitteleuropa, speziell in der Bundesrepublik, im Prinzip auf 
den Weg gebracht und dem SACEUR Mittelstreckenwaffen in Aussicht gestellt 
werden; Entscheidungen für die Ausrüstung der Bundeswehr mit atomaren Trä­
gersystemen; 

- der seit 1955 periodisch aufkommende britische Wunsch, auch die Bundesrepu­
blik in eine Rüstungskontrollzone einzubeziehen mit gewichtigen Implikationen 
für die nukleare Ausrüstung der Bundeswehr, aber ebenso für den internationalen 
Status der Bundesrepublik gegenüber Großbritannien und Frankreich; 

- die Frage der Stationierung amerikanischer Mittelstreckenraketen in Europa -
ein Dauerthema der Allianz und des Ost-West-Dialogs seit 1957 bis hin zu den 
bei Adenauers Rücktritt im Herbst 1963 durchaus noch nicht abgeschlossenen 
MLF-Verhandlungen; 

- bilaterale und trilaterale atomare Zusammenarbeit zwischen Deutschland und 
Frankreich bzw. zwischen beiden Ländern und Italien, diskret in Gang kommend 

8 Damals befaßte sich der Bundesparteivorstand der CDU unter Vorsitz Adenauers auf einer Sitzung 
am 20.9. 1956 ausführlich mit der Frage der Kernwaffen. Bundesverteidigungsminister Blank und 
Atomminister Strauß nahmen an den Beratungen teil. Sowohl die amerikanischen Überlegungen -
Stichwort Radford-Plan! - spielten dabei eine Rolle als auch die sich bereits abzeichnenden briti­
schen Planungen, die ein halbes Jahr später im Verteidigungsweißbuch von Duncan Sandys ihren 
Ausdruck fanden. Adenauer war sich über die verteidigungspolitischen Implikationen der Entwick­
lung in den USA und in Großbritannien hinlänglich im klaren, zeigte sich aber an diesem Tag noch 
nicht bereit, das überholte Aufbaukonzept für die Bundeswehr voll zur Disposition zu stellen. Bun­
desparteivorstand der CDU, Sten. Protokolle, 20.9.1956, ACDP. 

9 Zeitweilig fürchtete Adenauer, der Bundestagswahlkampf könnte ihm durch die Nuklearfrage völ­
lig verdorben werden. Am 11. 5. 1957 eröffnete er den Vorstandsmitgliedern der CDU, 67% der 
Bundesbürger hätten sich bei einer Umfrage gegen die Ausrüstung der Bundeswehr mit Kernwaffen 
ausgesprochen, und meinte: „Glauben Sie mir: die Angst vor der Atombombe ist etwas Emotionales, 
und dieses Emotionalen Herr zu werden, nachdem das deutsche Volk diesen letzten Krieg hat über 
sich ergehen lassen müssen, wird sehr schwer sein." Bundesparteivorstand der CDU, Sten. Proto­
kolle, 11. 5. 1957, in: Konrad Adenauer. Reden 1917-1967, hrsg. von Hans-Peter Schwarz, Stutt­
gart 1975, S. 357. 
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im Jahr 1957 und von de Gaulle nach seinem Regierungsantritt im Juni 1958 
abrupt zu Ende gebracht; 

- Entscheidung de Gaulles für den Aufbau einer atomaren „force de frappe" im 
Oktober 1958 und deren Auswirkungen auf die NATO; 

- Krisenplanung für Berlin unter Einschluß nuklearer Komponenten seit Winter 
1958/1959 bis ins Jahr 1963; 

- Norstad-Plan für eine NATO-Atommacht im Jahr 1960; 
- ost-westliche Verhandlungen über Inspektionszonen, über einen Teststopp und 

über andere Fragen nuklearer Rüstungskontrolle auf verschiedensten Ebenen 
zwischen Frühjahr 1957 und Sommer 1963; 

- Nassau-Abkommen vom Dezember 1962 mit seinen Implikationen für die 
deutsch-französischen und die deutsch-britischen Beziehungen; 

- amerikanisches Angebot der MLF im Januar 1963; 
- die Nuklearfrage im Zusammenhang mit dem Elysée-Vertrag vom Januar 1963; 
- Teststoppabkommen vom Sommer 1963; 
- schließlich der NV-Vertrag, gegen den Adenauer noch in der letzten großen 

Rede im Madrider Ateneo am 16. Februar 1967 wenige Wochen vor seinem Tod 
im April 1967 polemisiert. 

Die Aufzählung mag pedantisch erscheinen. Sie macht aber deutlich, daß es nur 
wenige sicherheitspolitische und ost-west-politische Fragen der Jahre 1956 bis 1967 
gibt, in denen die Kernwaffen keine Rolle spielen. 

Adenauers Außenpolitik, seitdem die Bundesrepublik im Mai 1955 die Souveräni­
tät erlangt hat, ist somit zu einem Gutteil auch komplexe Kernwaffenpolitik. Das 
heißt freilich: eine künstliche Isolierung der Thematik Kernwaffen in ihrer Viel­
schichtigkeit und mit allen ihren Widersprüchen von der Gesamtentwicklung Ade­
nauerscher Außenpolitik ist nicht möglich. 

Hat der Kanzler dies auch selbst erkannt? Nach Ausweis der zugänglichen Quel­
len läßt sich dies zweifelsfrei bejahen. Man mag je nachdem bezweifeln oder auch 
nicht, ob er manche Zusammenhänge bis zum Grund durchschaut hat oder ob die 
von ihm getroffenen Entscheidungen alle klug waren. Gar nicht zu bezweifeln aber 
ist, daß ihn die Thematik faszinierte, daß er sich unablässig informiert hat, daß er 
sich über die vielfach unlösbaren Schwierigkeiten der Zusammenhänge voll im kla­
ren gewesen ist und daß er niemals zögerte, die Grundelemente des Atomzeitalters 
voll in die Gesamtanlage deutscher Außenpolitik einzubeziehen. So war der Grün­
dungskanzler der Bundesrepublik eben auch ein „Atomkanzler". Als solcher wußte 
er aber auch, daß die Realität der Kernwaffen zu komplexer Diplomatie und zu 
behutsamer Militärpolitik zwingt. 

Die Art und Weise, wie sich Adenauer auf nuklearpolitische Besprechungen oder 
Verhandlungen vorbereitet hat, ist ein sicheres Indiz dafür. Nach Ausweis der 
Tageskalender im Bundeskanzleramt pflegte er diese, darin von den Regierungs­
chefs der Großmächte und von späteren Bundeskanzlern nicht unterschieden, in 
zweiseitigen oder ressortübergreifenden Gesprächen vorzubereiten. Das in dieser 
Hinsicht entscheidende Jahr 1957 beispielsweise zeigt eine Vielzahl solcher Bespre-
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chungen, an denen zumeist Verteidigungsminister Strauß, Außenminister von Bren­
tano und Staatssekretär Hallstein, vom Bundeskanzleramt Staatssekretär Globke 
und Felix von Eckardt, häufig auch der NATO-Botschafter Blankenhorn teilneh­
men. Bisweilen werden auf Seiten des Verteidigungsministeriums auch einzelne 
Inspekteure der Teilstreitkräfte hinzugezogen. Neben den größeren Besprechungen 
sowie den Sitzungen des Bundesverteidigungsrates steht eine Vielzahl von einschlä­
gigen Einzelbesprechungen. Deren Teilnehmer sind immer wieder Globke, Blanken­
horn, bisweilen Gehlen, von militärischer Seite sehr häufig Heusinger, gelegentlich 
Speidel, seit April 1957 Oberbefehlshaber der NATO-Landstreitkräfte Europa-
Mitte. 

Mit Adenauer beginnt auch die Praxis aller folgenden Bundeskanzler, sich von 
SACEUR, von amerikanischen, in Grenzen auch von britischen und französischen 
Spitzenmilitärs sowie von den Generalsekretären der NATO über Fragen der Ver­
teidigungspolitik informieren zu lassen. Wenn hochrangige ausländische Verteidi­
gungspolitiker bei Strauß Station machen, legt Adenauer Wert darauf, auch selbst 
mit diesen zu sprechen. Die Zahl der Unterredungen, in denen allgemeine oder sehr 
spezielle Fragen der Verteidigung zur Erörterung stehen, ist bemerkenswert groß. 
Die Aufzeichnungen erlauben die Feststellung, daß Adenauer in diese Gespräche im 
Regelfall gut gebrieft hineinging, so daß es zumeist zu sehr spezifischen Diskussio­
nen kam. So zeigt sich ein Kanzler, der über die Jahre hinweg durch vielfältige 
Gespräche mit Generalen und Diplomaten über die jeweiligen nuklearpolitischen 
Entwicklungen in den beteiligten Staaten sowie in der NATO einschließlich der 
technologischen Gegebenheiten gut informiert ist, der in vielem auch das Detail 
kennt und die jeweiligen nuklearen Faktoren in die Gesamtanlage seiner Außen-
und Innenpolitik einbezieht. 

Dean Acheson hat Anfang der fünfziger Jahre das Schlagwort „totale Diploma­
tie" in die Diskussion geworfen. Gemeint war eine Außenpolitik, die alle Aspekte 
auswärtigen Handelns - Diplomatie im engeren Sinne, Außenwirtschaftspolitik, 
Militärpolitik - aufeinander abstimmt. In diesem Verständnis war auch Adenauers 
„Nuklearpolitik" ein Teilelement „totaler Außenpolitik" - weder dominierend noch 
nachgeordnet, sondern entsprechend dem Stellenwert der in Frage kommenden 
nuklearen Faktoren in das jeweils vorherrschende Konzept seiner West- und Ostpo­
litik integriert. 

II. 
Reaktive Kernwaffenpolitik 

Kein Staat kann sich nach freiem Ermessen die Bedingungen des internationalen 
Systems aussuchen. Somit ist jede Außenpolitik in starkem Maße reaktiv. Wenn es 
aber irgendwann eine reaktive deutsche Außenpolitik gegeben hat, dann war es 
anfänglich diejenige Bonns, das sich mühsam aus dem Status eines Quasi-Protekto-
rats der drei westlichen Großmächte hocharbeiten mußte. 
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Die Architektur der Nachkriegswelt war schon entworfen und in vollem Aufbau. 
Es gehört zu den eindrucksvollen Leistungen bundesdeutscher Außenpolitik, trotz 
der ungünstigen Ausgangslage relativ rasch auf die Entwicklung noch nachdrückli­
chen Einfluß genommen zu haben. Dies gilt besonders für die Architektur des west­
europäischen Zusammenschlusses, nur bedingt für die Gesamtanlage westlicher 
Sicherheitspolitik, aber fast gar nicht für die Nuklearpolitik der Amerikaner, Briten 
und Franzosen. 

Während der ganzen Ära Adenauer wurde die Bundesrepublik zwar unablässig 
mit den Auswirkungen amerikanischer Kernwaffenentscheidungen konfrontiert. Ein 
ins Gewicht fallender Einfluß auf Systementscheidungen oder Produktion, auf Stra­
tegie oder Krisenplanung bestand jedoch nicht. Genausowenig sah sich die Bundes­
republik in der Lage, auf die Kernwaffenentscheidungen Großbritanniens oder 
Frankreichs Einfluß zu nehmen. 

Ziemlich alle Nuklearfragen, die im Verhältnis der NATO-Verbündeten, in den 
Ost-West-Beziehungen, auch in der bundesdeutschen Innenpolitik von Bedeutung 
waren, sind nicht von der Bundesregierung ins Spiel gebracht worden. Deren Ein­
flußmöglichkeiten blieben stets vergleichsweise begrenzt. Angestrebt wurde, und 
zwar vielfach mit Erfolg: 
1. Verhüllung der Grundtatsache fehlender nuklearer Gleichberechtigung - wenn 

Adenauer sehr zornig und sehr in die Enge getrieben war, gebrauchte er dafür 
manchmal den Begriff „Diskriminierung". 

2. Abschwächung oder Nachbesserung nuklearer Entscheidungen der drei westli­
chen Großmächte im deutschen Interesse; so glaubte Adenauer, den Radford-
Plan torpediert zu haben, und so kämpfte er gegen Pläne Macmillans, später auch 
der Kennedy-Administration für eine atomare Rüstungskontrollzone in Europa. 

3. Zunehmende Information und Konsultation über die Zahl der Kernwaffen in der 
Bundesrepublik. Immerhin ist Bonn erst seit den Athener Richtlinien von 1962 
präziser über amerikanische Nuklearwaffen unterrichtet worden, die auf deut­
schem Boden stationiert waren. Aber noch 1962 will sich General Norstad, dabei 
auf die Weisungen der eigenen Regierung verweisend, allenfalls zu einer wenig 
detaillierten mündlichen Information des Kanzlers über Kernwaffen auf deut­
schem Boden bereit finden. Das heißt: fast während der ganzen langen Ära Ade­
nauer befindet sich die Bundesregierung einschließlich Verteidigungsminister und 
Bundeskanzler in diesem Punkt im Zustand des Nichtwissens - von Einfluß­
nahme auf Einsatzplanung und Einsatzentscheidungen ganz zu schweigen! 

4. Beschleunigung oder - auch das ist ja eine Form der Einflußnahme - billigende 
Hinnahme von Entscheidungen, die im deutschen Interesse zu sein scheinen. 
Dazu gehören: die Ausrüstung der Bundeswehr mit nuklearen Trägersystemen, 
die Stationierung von amerikanischen Mittelstreckensystemen in Europa oder die 
freudige Unterstützung der Pläne Norstads für eine NATO-Atommacht bzw. das 
deutsche Ja zur MLF. Man kann in diesem Zusammenhang auch darauf verwei­
sen, daß die Regierung Adenauer die französische „force de frappe" billigend hin­
genommen und sich jedem Versuch von Amerikanern und Briten widersetzt hat, 
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de Gaulle auch durch In-Stellung-Bringen Bonns zusätzliche Schwierigkeiten zu 
bereiten. 

Immerhin war das Gewicht der Bundesrepublik schon in der zweiten Hälfte der 
fünfziger Jahre so groß, daß westalliierte Nuklearentscheidungen, die völlig negativ 
erschienen, problematisiert, aufgehoben, entschärft, bisweilen auch verhindert wer­
den konnten - letzteres besonders dann, wenn es um Rüstungskontrollmaßnahmen 
ging, die Deutschland betrafen. 

Wer die Ausführungen liest, die Adenauer im September 1956 vor dem Bundes-
parteivorstand der CDU macht, meint, General de Gaulle zu hören. „Wenn zwei 
große Staaten in der Welt allein im Besitze von nuklearen Waffen sind", sei das „für 
die anderen Völker ein unerträglicher Zustand. Wie wir darum herumkommen, 
müssen wir sehen . . ."8 Aber Bonn war eben in einer anderen Lage als etwa Paris. 
Anfänglich befand sich zwar auch Frankreich gegenüber der nuklearen Supermacht 
USA in einer Lage, die mit derjenigen der Bundesrepublik manches gemeinsam 
hatte. Dennoch hatte Frankreich den Status, die Kraft, das Geschick und die Unbe­
denklichkeit, faktisch autonome Kernwaffensysteme aufzubauen. So reaktiv auch 
die französische Sicherheitspolitik war - in diesem Zentralpunkt war sie initiativ und 
eigenständig. Das galt in noch viel ausgeprägterem Maß für Großbritannien. 

Adenauer sah das mit Kummer. Als er sich beispielsweise ein paar Wochen nach 
dem Suez-Desaster, also der Stunde der Wahrheit in den französisch-amerikani­
schen Beziehungen, darüber mit Ministerpräsident Guy Mollet austauschte, 
bemerkte er, ihm sei bei dem Gedanken nicht wohl, einen Freund mit nuklearen 
Waffen zu haben, selbst aber keine zu besitzen. Mollets Antwort: dann müsse man 
eben in fünf Jahren eigene Kernwaffen haben, befriedigte ihn sehr und führte unter 
anderem zu jener kurzen Periode eines französisch-deutschen Nuklear-Bilateralis-
mus - übrigens durchaus mit amerikanischem Wissen - , der erst General de Gaulle 
entschieden ein Ende machte. Als Frankreich dann aber in Reichweite einer eigenen 
Abschreckungswaffe war, machte sich der Kanzler keine Illusionen darüber, daß 
nun eben ein weiterer Oligopolist in den Atomclub eintrat. Entsprechend hat ihn der 
Ausspruch des französischen Ministerpräsidenten Michel Debré in der Assemblée 
Nationale geärgert, Staaten ohne Kernwaffen seien Satelliten10. Debré sprach zwar 
von Frankreich, aber eben nicht nur von Frankreich . . . 

Die Bundesrepublik mochte sich bemühen, im Verbund mit den USA und der 
NATO oder - wie Adenauer vor allem seit dem Jahre 1963 viel eher hoffte, denn 
eigentlich glaubte - im Verein mit Frankreich auf lange Sicht eine Art „nuclear sha­
ring" als Trittbrettfahrer zu erreichen. Zu keinem Zeitpunkt schien es ihm jedenfalls 
klug, in der nuklearen Frage den Weg Frankreichs einzuschlagen, weil sich die Bun­
desrepublik damit gegen jene Großmächte aufgelehnt hätte, von denen sie im Kri­
senfall völlig abhängig war. Mehr als gelegentliche, teils drohend, teils frustriert hin­
geworfene Bemerkungen unter vier Augen hat er nicht riskiert. Die lange Periode 

10 Der Vorgang wird in den Memoiren von Francois Seydoux geschildert: Beiderseits des Rheins. 
Erinnerungen eines französischen Diplomaten, Frankfurt/M. 1975, S. 244 f. 
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der Berlin-Spannungen hat dabei seinen Bewegungsspielraum stark behindert. Er 
brauchte die Unterstützung aller westlichen Großmächte, mußte den Vorwurf pein­
lichst scheuen, die Sowjetunion nuklear noch mehr zu provozieren, als dies durch 
die Ausrüstung der Bundeswehr mit atomaren Trägersystemen ohnehin schon 
geschah, und er war sich auch der Labilität der eigenen öffentlichen Meinung voll 
bewußt. Zwar konnten weder Macmillan noch de Gaulle bei ihrer Kernwaffenpoli­
tik auf einen landesweiten Konsens im politischen Spektrum bauen. Doch die Lage 
Adenauers war in diesem Punkt noch prekärer. Er mußte froh sein, daß die deutsche 
Öffentlichkeit die Ausrüstung der Bundeswehr mit atomaren Trägersystemen tole­
rierte. Jeder Versuch, Atommacht zu werden, wäre innenpolitischem Selbstmord 
gleichgekommen, da dies nicht nur auf seiten der Sowjetunion, sondern auch im 
Westen heftigste Gegenbewegungen ausgelöst hätte mit entsprechender Verstärkung 
der innenpolitischen Ablehnungsfront. 

Heißt das, daß Adenauer die Bundesrepublik gerne zur Kernwaffenmacht nach 
dem Modell Großbritanniens oder Frankreichs gemacht hätte? Hätte er gekonnt, 
wahrscheinlich. Doch ihm war bewußt, daß die Trauben für den deutschen Fuchs zu 
hoch hingen. Er hatte nach allem, was über seine diesbezüglichen Vorstellungen 
bekannt geworden ist, die Bedingtheiten der bundesdeutschen Lage so klar begrif­
fen, daß ihm nach Lage der Dinge immer nur jene bekannterweise komplizierten 
und widersprüchlichen Formen der nuklearen Teilhabe realisierbar und damit auch 
vernünftigerweise erstrebenswert erschienen. 

Allerdings war er auch zu keinem Zeitpunkt bereit, den nicht-nuklearen Status 
der Bundesrepublik Deutschland als Dauerzustand zu akzeptieren. In diesem Punkt 
unterschied er sich grundlegend von seinen Nachfolgern, zumindest von denen seit 
Errichtung der Großen Koalition im Herbst 1966, die den nicht-nuklearen Status 
Bonns verinnerlicht haben und als moralische Großtat feiern. Adenauer sah darin 
eine höchst bedauerliche, im Krisenfall vielleicht verhängnisvolle Hypothek bundes­
deutscher Außen- und Sicherheitspolitik. 

III. 
Offenhalten der nuklearen Option 

Aus Sicht der achtziger Jahre scheint die Entwicklung des nuklearen Status der 
Bundesrepublik Deutschland durchweg determiniert: dem ursprünglichen Verzicht 
auf die Produktion von ABC-Waffen, mit dem Adenauer im Herbst 1954 die fran­
zösische Forderung nach einem Rüstungspool konterkariert, folgt schließlich Ende 
der sechziger Jahre der universelle Kernwaffenverzicht im Rahmen des NV-Ver­
trags, immerhin noch mit einer vierteljährlichen Kündigungsklausel, die inzwischen 
längst vergessen ist, und daraufhin jene nunmehr schon 20 Jahre andauernde psy­
chologische Konditionierung von Politik und Öffentlichkeit, die auch nur den 
Gedanken an eine autonome bundesdeutsche Abschreckungswaffe tabuisiert. 

Die Analyse der Adenauerschen Politik des Offenhaltens der nuklearen Option, 
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an der er durchgehend von 1954 bis zum Ende der Kanzlerschaft und erst recht in 
den Jahren 1963 bis 1967 festhält, zeigt, daß diese simplistische Sicht der Entwick­
lung unhistorisch ist. 

Tatsächlich ist Adenauer zu keinem Zeitpunkt bereit, den nicht-nuklearen Status 
der Bundesrepublik (nicht-nuklear bezogen auf die Eigentümerschaft von Kernwaf­
fen!) für alle Zeiten zu akzeptieren. Schon Ende der fünfziger Jahre schildert er alli­
ierten Diplomaten und einigen deutschen Politikern seiner unmittelbaren Umge­
bung jene Szene aus den Londoner Verhandlungen von 1954, bei der, wie er es dann 
in den „Erinnerungen" berichtet, nach seinem Verzicht auf die Produktion von 
ABC-Waffen John Foster Dulles angeblich auf die „clausula rebus sic stantibus" hin­
gewiesen habe11. 

Der berühmte Vorgang hat sich aber wohl etwas anders abgespielt, als es Ade­
nauer bei der Rückerinnerung bewußt war. 

General Graf Kielmansegg, der einzige bei dieser Verhandlung im engsten Kreis 
neben Adenauer anwesende Deutsche, bestätigt die heftige Auseinandersetzung 
zwischen Eden und Mendès-France; nie zuvor und danach habe er einen Engländer 
in solcher Erregung gesehen. Darauf sei der Produktionsverzicht Adenauers erfolgt. 
Nach Adenauers Verzichterklärung sei die Sitzung unterbrochen worden. Zuerst sei 
Paul-Henri Spaak auf die Deutschen zugetreten und habe fast im Vorbeigehen zu 
Kielmansegg gesagt: „Dites au Chancelier: il est un plus grand Européen que moi." 
Adenauer habe etwas die Miene verzogen, nichts gesagt und Spaak sei weitergegan­
gen. Dann sei Dulles um den Tisch herumgekommen mit den Worten: „Mr. Chan-
cellor, ich möchte Ihnen sehr danken. Ich weiß ganz genau, was dieser ABC-Ver-
zicht für Sie bedeutet und habe großes Verständnis dafür, daß Sie sich über die 
weitere Entwicklung Gedanken machen." Der Begriff „clausula rebus sic stantibus", 
so Kielmansegg, sei bei dieser Gelegenheit sicher nicht verwendet worden - weder 
von Dulles noch von Adenauer. Adenauer habe aber daraufhin zu Kielmansegg 
bemerkt: „Nun ja, sagen Sie mal dem Herrn Dulles: Lassen Sie mich erstmal meine 
zwölf Divisionen haben. Dann können wir weiter darüber sprechen." Dulles habe 
gelächelt und sei aus dem Saal gegangen12. 

Dolus eventualis? Dies wohl nicht. Doch das Gefühl, daß in bezug auf die deut­
sche Bewaffnung, doch desgleichen in bezug auf die Kernwaffen, alles in vollem 
Fluß sei. Weshalb sich also auf Dauer in einem Zustand militärischer Inferiorität ein­
richten? Schließlich ist auch Frankreich damals noch weit davon entfernt, eine 
Kernwaffenmacht zu sein. Adenauer weiß zwar von Seiten deutscher Offiziere, daß 
die 4. Republik stillschweigend, doch sehr konsequent die Voraussetzungen schafft, 
möglichst bald an die Seite Großbritanniens treten zu können. Tatsache ist aber, daß 
die NATO damals nur zwei Kernwaffenmächte hat, wobei Großbritannien im Jahr 
1954 auch noch nicht über die Wasserstoffbombe verfügt. 

Daß die Statusfrage bei seinem Zögern während der Londoner Verhandlungen 

11 Konrad Adenauer, Erinnerungen 1953-1955, Stuttgart 1966, S. 347. 
12 Graf von Kielmansegg brieflich an den Verf., 7.5.1989. 
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von 1954 und bei der schließlichen Zustimmung eine gewisse Bedeutung hatte, 
räumt Adenauer in dem Bericht vor dem Bundesparteivorstand der CDU offen ein. 
Dieser illustriert zugleich, wie kühl der Kanzler schon im Jahr 1954 Kernwaffen als 
solche betrachtet. Keine Spur von moralisierendem Tremolo: „Was die Atomwaffen 
angeht, so kostet eine neue H-Bombe 10 Millionen Dollar nach dem heutigen 
Stand. Was sie morgen kostet, weiß man nicht. Daß wir nicht in der Lage sind, sol­
che Bomben herzustellen, liegt auf der Hand. Wir hatten schon im EVG-Vertrag 
darauf verzichtet. Ich gab diese Erklärung ab. Darauf haben sich Belgien und Hol­
land dem freiwillig angeschlossen, so daß auch darin nicht der Schatten einer Dis­
kriminierung liegt. Damit war Mendès-France mit seinem Kontrollorgan ein ganz 
wesentlicher Teil aus der Hand genommen."13 Wichtiger als die Statusfrage sind 
allerdings genuin verteidigungspolitische Überlegungen. Hier begegnen ab Mitte 
der fünfziger Jahre durchgehend zwei Argumente. Das erste bezieht sich auf die 
westalliierten Streitkräfte in der Bundesrepublik, speziell die der USA. Sie werden -
glaubt Adenauer - nur dann in der Bundesrepublik verbleiben, wenn sie gegenüber 
dem konventionell überlegenen und zudem atomar gerüsteten Gegenspieler mit 
Kernwaffen ausgerüstet sind. Damit verbindet sich das zweite Argument. Da die 
Koalitionsarmeen der NATO integriert sind und da im Verteidigungsfall der gegne­
rische Angriff alle gleicherweise trifft, muß die Bundeswehr genauso modern - das 
heißt: nuklear - ausgerüstet sein wie die Amerikaner und die Briten. Sonst würde 
der Gegner im Kriegsfall zuerst über die schlechter gerüsteten deutschen Verbände 
herfallen. Ohne Kernwaffen wären diese, wie der Kanzler häufig formuliert, bloßes 
„Schlachtvieh". 

Als dann seit Juli 1956 die große „Umrüstungs"-Diskussion anhebt, stellt sich die 
Lage auch Adenauer zunehmend so dar, als ob sich der Unterschied zwischen den 
Allianzarmeen der Nuklearmächte und denen der Nicht-Nuklearen faktisch zu ver­
wischen beginnt. Schon bei der großen parteiinternen Diskussion im September 
1956 macht er den Vorstandsmitgliedern der CDU klar, daß die technische Ent­
wicklung auf Atomartillerie hinläuft: „Vielleicht oder gar wahrscheinlich wird eines 
Tages die nukleare Technik soweit fortgeschritten sein, daß man nukleare Waffen 
aus gewöhnlichen Kanonen abfeuern kann. Es ist sogar das Bestreben der Technik 
in den Vereinigten Staaten, eine Entwicklung zu erreichen, daß man aus Handfeu­
erwaffen nukleare Geschosse abfeuern kann."8 

Hat nicht auch das Gewehr so begonnen, fügt er recht konkretistisch hinzu: 
zwölf Mann seien in den Anfängen gebraucht worden, um eine Büchse schußbereit 
zu machen. Soweit sei es noch nicht. Wenn diese Möglichkeiten aber bestünden, 
würde die Feuerkraft erheblich gesteigert, so daß man dann auch mit weniger Sol­
daten auskomme. 

Franz Josef Strauß, der bei dieser Sitzung zugegen ist, weist allerdings darauf hin, 
daß dies noch Zukunftsmusik sei. Und er zögert nicht, neben der Entwicklung, die 
auf Miniaturisierung hinausläuft, den anderen Entwicklungsstrang zu skizzieren -

13 Bundesparteivorstand der CDU, Sten. Protokolle, 11.10.1954, ACDP. 
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hin zu den „Dreifach-Bomben" mit Kobaltbeimischung und einer verheerenden 
"Wirkung auf 200 Quadratmeilen. Dieselbe Sprengkraft, die früher von 2000 Bom­
bern transportiert worden sei, sei heute in einem einzigen Bomber unterzubringen. 
Wasserstoffbomben auf beiden Seiten, 10 000 bis 15 000 Atombomben allein in den 
USA: „Damit hat sich der Krieg als solcher in der alten Art überlebt." 

Welche Schlußfolgerungen sind daraus zu ziehen? Allgemeine Abrüstung, meint 
Adenauer. Daneben aber müsse die Bundeswehr natürlich an der Modernisierung 
durch TNF teilnehmen, wann immer und wie diese auch in Gang komme. 

Dies wird zu seiner Grundlinie für die kommenden Jahre. Da die taktischen 
Kernwaffen aber als eine moderne Form der Artillerie zu betrachten sind, zögert er 
keinen Moment, sie für die Bundeswehr zu fordern. Mit Blick auf die Gegebenhei­
ten in Europa sagt ihm die Unterscheidung zwischen „strategischen", durch Inter­
kontinentalbomber transportierten Kernwaffen, und „taktischen" Schlachtfeldwaf­
fen nicht zu; besser, man unterscheide zwischen „großen" und „kleinen"14. 

Sorgen macht ihm freilich die in den Radford-Planungen angelegte Tendenz, 
Kriege von Anfang an nicht erst konventionell, sondern nuklear zu führen, und 
zwar alsbald auch mit strategischen Schlägen. In der bekanntlich recht energischen 
Demarche bei John Foster Dulles wendet er sich im Frühsommer 1956 gegen diese 
Vorstellungen15. Sie wären, so fürchtet er, das Ende der bisherigen Bundeswehrpla­
nungen, im Kriegsfall jedoch auch das Ende Europas. Die Sowjetunion, so glaubt 
er, könnte dann in Kenntnis der amerikanischen Planungen im Krisenfall den Prä­
ventivkrieg auslösen. Adenauer, der im Unterschied zu vielen zeitgenössischen Poli­
tikern meist kühlen Zweckmäßigkeitskalkülen den Vorzug gibt und die unablässig 
moralisierenden Politiker verabscheut, bringt in diesem Punkt doch zum Ausdruck, 
daß ein Atomkrieg mit großen Kernwaffen vor dem Gewissen nicht mehr zu verant­
worten wäre. 

Also Beibehaltung der konventionellen Verteidigung, aber mittelfristig mit takti­
schen Kernwaffen unterfüttert! Zugleich Sorge vor massiver Kernwaffendrohung 
ohne den Sicherheitspuffer starker konventioneller Streitkräfte, die viel mehr sind als 
ein Stolperdraht. Dieses Konzept der Bundeswehrführung, das sich jetzt herauskri­
stallisiert, ist auch das seine. 

Was man freilich gegen die Bombardierung von Städten tun soll, weiß er auch 
nicht. Schon Anfang Juni 1955 hatte er beiläufig darauf hingewiesen, russische Flug­
zeuge könnten innerhalb von 20 Minuten über Bonn und Köln sein: „Und wenn 
erst H-Bomben abgeworfen würden, dann wäre das gar nicht auszudenken."16 Die 
Vision eines strategischen Nuklearkrieges übersteigt auch sein Vorstellungsvermö­
gen. Dennoch arbeitet er, wie es der gültigen Doktrin entspricht, gelegentlich - so 
am 1. Juli 1957 vor dem Bundesparteivorstand der CDU - heraus, der Schutz Euro-

14 Bundesparteivorstand der CDU, Sten. Protokolle, 11.5. 1957, in: Konrad Adenauer. Reden 
(Anm. 9), S. 355. 

15 Konrad Adenauer, Erinnerungen 1955-1959, Stuttgart 1967, S. 206. 
16 Bundesparteivorstand der CDU, Sten. Protokolle, 3.6.1955, ACDP. 
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pas vor der überwältigenden konventionellen Überlegenheit der Sowjetunion beruhe 
allein auf dem strategischen Bomberkommando der USA: „Wenn die Russen es 
wollen, können sie in einem Tag hier in Bonn sein."17 

Soweit erkennbar, spielt in seinem Denken der Eskalationsgedanke zu diesem 
Zeitpunkt noch keine große Rolle. Maßgebend ist das Bestreben, zwischen konven­
tioneller Verteidigung, unterstützt durch taktische Atomwaffen, bei denen die 
NATO noch einen Vorsprung hat, und dem Einsatz der großen Atomwaffen zu 
unterscheiden. Allerdings zeichnet sich schon 1957 ab, daß nach Einführung sowjeti­
scher Interkontinentalraketen ein Patt der Abschreckungspotentiale eintreten könnte. 

Dieser Verlegenheit soll ein Konzept abhelfen, das sich seit 1958 zunehmend mit 
dem Namen des SACEUR General Norstad verbindet: Zur-Verfügung-Stellung 
eines Kernwaffenpotentials an SACEUR, evtl. mit Prädelegation. Diese sowohl in 
Westeuropa wie auf See stationierten Systeme sollen aber eine starke Mittelstrecken­
komponente beinhalten, die eine klare politisch-psychologische Pointe habe: sie sol­
len weit genug reichen, um im Kriegsfall die Sowjetunion selbst zu treffen. Der 
Grundsatzbeschluß, SACEUR Mittelstreckenwaffen zur Verfügung zu stellen, ist 
vom NATO-Rat am 19. Dezember 1957 getroffen worden. 

Im Sommer 1960 scheint sich dieser Ausweg aus dem Abschreckungsdilemma, 
das den amerikanischen Schutz zunehmend fragwürdiger erscheinen ließ, rasch zu 
konkretisieren. In der Villa des NATO-Generalsekretärs Stikker am Corner See fin­
det am 9. September 1960 die berühmte Zusammenkunft zwischen Stikker, Spaak 
und Adenauer mit dem NATO-Oberkommandierenden Norstad statt. Auch Blan-
kenhorn ist zugegen. Norstad entwickelt hier sein Konzept: innerhalb der kommen­
den zwei Jahre solle fünf NATO-Staaten (den USA, Großbritannien, Deutschland, 
Frankreich und Italien) eine „box" mit Polaris-Raketen zur Verfügung gestellt wer­
den. Verfügungsberechtigt könnte der NATO-Rat sein. Gedacht sei zuerst an land­
gestützte Raketen im amerikanischen Eigentum und unter amerikanischer Bewa­
chung. Allerdings sollten sich die USA verpflichten, diese Waffen nicht einseitig 
abzuziehen. Bald könnten auch seegestützte Polaris hinzukommen. Und etwa im 
Jahr 1964 wäre mit einer beweglichen landgestützten Polaris von mittlerer Reich­
weite zu rechnen, die möglicherweise den europäischen Partnern überlassen werden 
könnte. Norstad macht allerdings darauf aufmerksam, daß dieser Plan weder von 
der Administration in Washington noch vom Senat gebilligt sei. 

Adenauer findet den Plan ganz ausgezeichnet und bemüht sich in den folgenden 
Monaten in verschiedenen Briefen an Eisenhower, diesen vor den Präsidentschafts­
wahlen oder gar noch vor Amtsantritt seines bereits gewählten Nachfolgers Ken­
nedy zur Realisierung des Vorhabens zu veranlassen. 

Gewiß weiß er, daß das US-Veto über den Einsatz nach wie vor besteht. Was ihm 
vor allem gefällt, ist die Idee landgestützter Mittelstreckenraketen. Die Sowjetunion 
müßte, wie er verschiedentlich ausführt, damit rechnen, daß diese im Fall einer 
Aggression auch abgefeuert würden. Deshalb sollten sie, so meint er gelegentlich, 

17 Bundesparteivorstand der CDU, Sten. Protokolle, 1.7.1957, ACDP. 
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möglichst weit vorn stationiert werden. Die Abschreckung von einer konventionel­
len Offensive würde dadurch verstärkt. 

Wie er mit den Einwänden gegen diese Überlegungen fertig geworden wäre, ist 
nicht bekannt. Müßte die Sowjetunion den Einsatz von Mittelstreckenwaffen, die in 
Europa stationiert sind, nicht mit einem Gegenschlag gegen die USA beantworten? 
Oder gegen strategische Ziele in den europäischen NATO-Ländern? Und wäre 
dann noch zu erwarten, daß der amerikanische NATO-Botschafter oder aber auch 
die Delegierten jener europäischen Länder, die noch nicht angegriffen sind, zustim­
men würden? 

Die inneren Widersprüche zwischen Abschreckungs- und Kriegführungsstrategie 
sind ihm allerdings in den Grundfragen durchaus geläufig. Desgleichen vergißt er 
nie die innenpolitischen Implikationen der Stationierung strategischer Systeme. So er­
staunt es nicht, daß Adenauer, als sich das Problem konkret stellt, die Thor- und die 
Jupiter-Raketen doch nicht in der Bundesrepublik stationiert sehen wollte. Als es aller­
dings um die MLF geht, will ihm eine Vornestationierung doch wieder einleuchten. 

Aus dem Vorhaben wird bekanntlich nichts. Als im Januar 1963 die MLF präsen­
tiert wird, bekundet er zwar nachhaltiges Interesse, bemerkt aber später, er habe dies 
vor allem getan, weil er vermeiden wollte, sich den Vorwurf einzuhandeln, die USA 
hätten ein großzügiges Angebot zur atomaren Teilhabe gemacht und die Bundesregie­
rung sei uninteressiert gewesen. In Kenntnis der Kernwaffen-Philosophie McNama-
ras hat er beträchtliche Zweifel an Aufrichtigkeit und Praktikabilität des Angebots. 
Nirgendwo zeigen sich also Lösungen, die über die Teilhabe an den TNF hinausgehen. 

Je weiter es in die sechziger Jahre hineingeht, umso deutlicher erkennt Adenauer, 
daß Zwischenlösungen, die die Bundesrepublik zur halben Kernwaffenmacht 
machen würden, wenig befriedigend sind. Das hält ihn nach seinem Rücktritt zwar 
nicht davon ab, bei de Gaulle zu sondieren, ob gegebenenfalls nicht eine nukleare 
Zusammenarbeit anderer europäischer Länder mit Frankreich denkbar wäre. Aber 
dieser verweist kühl auf die NATO-Fixierung der westeuropäischen Regierungen, 
die das für Frankreich nicht denkbar erscheinen lasse. 

Wie stark bei Adenauer der Gedanke des Offenhaltens der nuklearen Option für 
die Bundesrepublik war, zeigt schließlich seine ganz ungeschützte Kampagne gegen 
den Kernwaffen-Sperrvertrag. Wie allen Beteiligten ist ihm völlig klar, daß eine 
auch gegenüber der Sowjetunion ausgesprochene Verpflichtung das Ende jeder 
Hoffnung darstellen wird, jemals aus dem Zustand nuklearer Abhängigkeit heraus­
zukommen. Der Wunsch nach Ranggleichheit mit Frankreich und Großbritannien 
ist in diesem Punkt ein ebenso zwingendes Motiv wie genuines Abschreckungsden­
ken. Die USA, die unter Johnson eine Entspannung zur Sowjetunion suchen, befin­
den sich bei ihm längst in der Mißtrauenszone. Aus dieser Stimmung formuliert er 
wenige Wochen vor seinem Tod und ausgerechnet im „Spiegel" seine maßlose 
Anklage - „Morgenthau-Plan im Quadrat" - an die Adresse der beiden atomaren 
Supermächte18. 

18 Der Spiegel, 27. 2. 1967. 
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So hat er selbst noch erlebt, daß seine Politik, die nukleare Option wenigstens 
mittel- und langfristig offenzuhalten, zusammenbricht. Ein ähnlicher Vorgang also 
wie beim Offenhalten der deutschen Frage, auch wenn er auf dem Feld der Nukle­
arpolitik das Ziel einer Revision des nuklearen Status der Bundesrepublik im Einver­
nehmen mit den westlichen Großmächten nur mit großer Delikatesse verfolgt hatte, 
während schließlich die Politik des Alleinvertretungsanspruchs und der Wiederverei­
nigung offizielle Doktrin war, gestützt auf den Deutschlandvertrag. Da wie dort 
kann die Hoffnung auf Revision des Status quo anfänglich noch mit guten Gründen 
als aussichtsreiches Konzept verstanden werden. Schließlich aber findet er sich auf 
beiden Feldern in der Defensive und scheitert schließlich an allen Großmächten, die 
das Oligopol klein halten möchten. 

IV. 
Ablehnung kernwaffenfreier oder kernwaffenverdünnter Zonen 

Seitdem die Vorschläge des polnischen Außenministers Rapacki die Idee einer atom­
waffenfreien Zone in Mitteleuropa erstmals thematisieren, sieht sich Adenauer bis 
zum Ende seiner Kanzlerschaft immer wieder mit entsprechenden Vorstößen kon­
frontiert. 

Diese kommen aus recht unterschiedlichen Richtungen. Aus Sicht der Sowjet­
union und der von dieser abhängigen Regierungen Polens und der DDR ist es nahe­
liegend, solche Pläne unablässig im Gespräch zu halten. Solange die östlichen 
Armeen nur konventionell überlegen sind, während die NATO-Streitkräfte einige 
Jahre lang einen Vorsprung bei den taktischen Kernwaffen haben, sollen derartige 
Vorstöße der Beibehaltung der atomar nicht ausbalancierten konventionellen Über­
legenheit dienen. Und in der gesamten Aufbauphase der Bundeswehr, die erst am 
Ende der Ära Adenauer abgeschlossen ist, ist die Kampagne gegen die Kernwaffen, 
für die sich das Rüstungskontrollkonzept der Rapacki-Pläne hervorragend eignet, 
auch dazu bestimmt, die innenpolitische Basis von Adenauers Verteidigungspolitik 
zu erschüttern. 

Das Konzept einer kernwaffenfreien oder kernwaffenverdünnten Zone zielt aber 
auch auf die westlichen Verbündeten der Bundesrepublik. Tatsächlich ist die briti­
sche Regierung zeitweise von dem Gedanken angetan, die eben erst einsetzende 
Ausrüstung der Bundeswehr mit atomaren Trägersystemen zu stoppen - sei es aus 
Statusgründen, sei es, um gegenüber der Sowjetunion diplomatisches Spielmaterial 
zu besitzen. Aus Sicht verschiedener westlicher Analytiker hat die These durchaus 
Plausibilität, daß die Ausrüstung der Bundeswehr mit Kernwaffen von der Sowjet­
union, die auf bundesdeutschen Revanchismus und Revisionismus fixiert sei, als 
direkte Bedrohung gesehen werde. Manche sehen in Chruschtschows Vorgehen 
gegen West-Berlin einen Versuch, dem indirekt entgegenzutreten. 

Auf Seiten der SPD, eines Teils der Labour-Opposition in Großbritannien oder 
bei Einzelgängern wie George Kennan finden diese Vorstellungen gleichfalls 
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Anklang. Sie verbinden sich zumeist mit Plänen, deren Essenz darin besteht, 
Deutschland, oder jedenfalls Teile Deutschlands, durch Ost-West-Vereinbarungen 
in einen Sonderstatus zu bringen, um die Konfrontation zu mildern und mittelfri­
stige Lösungsmöglichkeiten der deutschen Frage vorzubereiten. 

Das Thema kernwaffenverdünnte Zone kommt zu Adenauers großem Verdruß 
besonders im Frühjahr 1959 auf. In der westlichen Expertengruppe, die damals ein 
Verhandlungspaket zur Entschärfung des Berlin-Ultimatums zu beraten hatte, spielt 
auch der Gedanke eine Rolle, bestimmte Rüstungsbeschränkungen, zu denen sich 
die Bundesrepublik gegenüber den Westmächten im WEU-Vertrag verpflichtet 
hatte, insbesondere den Verzicht auf die Produktion von Kernwaffen, zum Gegen­
stand von Ost-West-Vereinbarungen zu machen. Desgleichen gibt es Überlegungen, 
ein Stationierungsverbot für Mittelstreckenraketen ins Spiel zu bringen. Solche 
Gedanken, die besonders im Foreign Office der Überlegung wert scheinen, finden 
auch auf mittlerer Ebene des Auswärtigen Amts ihre Befürworter. Selbst Blanken-
horn, damals NATO-Botschafter und nach einer Phase der Abkühlung des persönli­
chen Verhältnisses bei Adenauer erneut einer der einflußreichsten Berater, schätzt 
die Lage so ernst ein, daß er es für richtig hält, auch solche nuklearen Konzessionen 
ins Auge zu fassen. 

Zu diesem Zeitpunkt wie auch immer wieder später, wenn derartige Ideen auf­
kommen, fegt Adenauer diese empört und völlig kompromißlos vom Tisch. Er ver­
mutet, wahrscheinlich nicht ganz zu Unrecht, eine Gruppe im Auswärtigen Amt 
versuche, ihn prozedural zu überspielen, ihn in dieser Frage im Zusammenspiel mit 
westlichen Delegationen vor vollendete Tatsachen zu stellen, und er macht Staatsse­
kretär von Scherpenberg, vor allem aber Außenminister Brentano deswegen die hef­
tigsten Vorwürfe19. 

Es sind stets dieselben Einwände, die er über die Jahre hinweg immer wieder und 
immer wieder mit größter Kompromißlosigkeit gegen die Ideen einer atomwaffen­
freien oder atomar verdünnten Zone in Mitteleuropa vorbringt. 
1. Unauflöslicher Zusammenhang zwischen amerikanischer Truppenpräsenz, ameri­

kanischem Atomschirm und Ausrüstung der amerikanischen bzw. auch der briti­
schen Verbände mit taktischen Kernwaffen. Partielle oder gar vollständige Denu-
klearisierung müsse zwangsläufig zum amerikanischen Rückzug und zur Auflö­
sung der NATO führen. 

2. Gleichfalls unauflöslicher Zusammenhang zwischen der Ausrüstung der Bundes­
wehr mit atomaren Trägerwaffen und der gesamten Abschreckungs- und Vertei­
digungsstrategie des Bündnisses. Wer die mit taktischen Kernwaffen ausgerüste­
ten Amerikaner in Deutschland halten will - so dieses Argument - , muß auch die 
Bundeswehr mit nuklearen Trägersystemen ausrüsten. Sonst ist die NATO im 
Spannungs- und Kriegsfall nicht verteidigungsfähig. 

3. Damit verbindet sich das Argument, daß nukleare Rüstungskontrolle in bezug auf 

19 Siehe Arnulf Baring, Sehr verehrter Herr Bundeskanzler! Heinrich von Brentano im Briefwechsel 
mit Konrad Adenauer 1949-1964, Hamburg 1974, S. 241 -244. 
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die Bundesrepublik auch nicht mehr Sicherheit bringe. Krisen- und Kriegszeiten 
sind leider, wie er seine Gesprächspartner zu erinnern pflegt, durch Mißachtung 
der Großmächte gegenüber zuvor feierlich oder unfeierlich eingegangenen Rü­
stungskontroll- und Abrüstungsvereinbarungen gekennzeichnet. Was soll also ein 
sowjetisches Versprechen, in der DDR, in Polen, in der CSSR oder in Ungarn keine 
Kernwaffen zu stationieren, wenn diese im Konfliktfall entweder rasch wieder in 
die zuvor kernwaffenfreien Zonen verbracht werden können oder wenn eine sol­
che Zone mittels Langstreckenbombern oder Mittelstreckenraketen angegriffen 
werden kann! Gegen eine atomar und mit weitreichenden Raketen ausgerüstete 
Großmacht, so argumentiert er immer wieder, bringt eine kernwaffenfreie Zone 
kein Mehr an Sicherheit; sie würde vielmehr zwangsläufig destabilisierend wirken. 

4. Häufig taucht in diesem Kontext auch das Argument der politischen Psychologie 
auf. Die Bundesrepublik sei unbestreitbar einer der wichtigsten Allianzpartner auf 
dem westeuropäischen Kontinent, wenn nicht gar der wichtigste überhaupt. Wie 
solle aber in der Öffentlichkeit dieses nicht-nuklearen Staates das Vertrauen in 
den Schutz der nuklearen Allianzpartner erhalten bleiben, wenn die Bundesrepu­
blik in einen Sicherheits-Status versetzt würde, der sich fundamental von dem der 
großen Allianzpartner unterscheide? Könne die westdeutsche Bevölkerung den 
Willen zur Selbstbehauptung gegenüber der Sowjetunion bewahren, wenn diese 
mit Zustimmung der Westmächte in zentralen Fragen der nuklearen Sicherheit 
zur Kontrollmacht werde - mit allen damit verbundenen Möglichkeiten diploma­
tischer Pression und propagandistischer Einwirkung auf die bundesdeutsche 
Innenpolitik? 

5. Das Mißtrauen richtet sich in diesem Punkt nicht allein auf die Sowjetunion. 
Offen in Großbritannien, latent auch in Frankreich und selbst in den USA glaubt 
Adenauer nach wie vor die Erinnerungen an die Kriegsjahre und die erste Nach­
kriegszeit lebendig. Nukleare Kontrolle der verdächtigen, ungeliebten Deutschen 
zusammen mit dem einstigen sowjetischen Verbündeten, so argwöhnt er, könnte 
sich leicht als recht populäre Idee erweisen. Zu spät würden die westlichen Demo­
kratien dann erkennen, daß sie damit die Bundesrepublik faktisch in die sowjeti­
sche Einflußzone entlassen hätten. Da besonders in Großbritannien das Ressenti­
ment gegen das deutsche Comeback weiterhin stark scheint, glaubt er vor allem 
bei Macmillan eine derart kurzsichtige Einstellung zu diagnostizieren. 

Sorge vor der Sowjetunion, Mißtrauen gegen Weitsicht und Uneigennützigkeit der 
Verbündeten, große Zweifel auch bezüglich der Standfestigkeit der bundesdeut­
schen Öffentlichkeit im Fall spürbarer Veränderung des Sicherheitsstatus kamen 
also zusammen. So hat er jeden Ansatz zu einer kernwaffenfreien oder kernwaffen­
verdünnten Zone gewissermaßen schon im Embryonalzustand getötet. In den Juli­
wochen 1959, als Washington und London auf der Genfer Außenministerkonferenz 
verschiedenste Möglichkeiten erwägen, durch deutschland- und rüstungskontroll­
politische Konzessionen den gefährdeten Vorposten West-Berlin zu halten, hören 
amerikanische Gesprächspartner von ihm, solange er lebe, werde es zu keiner 
Rüstungskontrollzone kommen. 
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Die Idee einer nuklearfreien oder nuklearverdünnten Zone, so mag man poin­
tiert, aber zutreffend formulieren, erschien ihm fast noch schrecklicher als die Kern­
waffen selbst: „Davon würden wir nichts anders haben als Schaden."20 

V. 
Revolutionierung der internationalen Politik durch die Kernwaffen 

In der öffentlichen Meinung des Westen ist es schon sehr früh zum feststehenden 
Topos geworden, daß die Kernwaffen revolutionäre Waffen sind. Auf den Feldern 
der Außen- und Sicherheitspolitik verändern sie wenn nicht alles, so doch vieles: das 
Gewicht der Staaten im internationalen System, die Bündnispolitik, die Kriegsstrate­
gie, die Einschätzung von Krieg und Frieden generell einschließlich der sittlichen 
Bewertung der Gewaltanwendung zwischen Kernwaffenstaaten, aber auch die 
Gewaltanwendung zwischen atomaren und nicht-atomaren Ländern. 

Welcher Art aber diese Veränderungen im einzelnen sind, wieweit sie die traditio­
nellen Grundmuster von Diplomatie und Verteidigungsplanung außer Kraft setzen, 
was sittlich noch erlaubt, was von nun an unerlaubt ist, bleibt unklar. Wie immer, 
wenn Revolutionen die geschichtliche Welt erschüttern, kann und will das alte Den­
ken den Veränderungen nur zögernd folgen. Und oft zeigt sich auch, daß das alte 
Denken sogar Revolutionen zu domestizieren versteht. 

Adenauers Einschätzung der Revolutionierung der internationalen Politik durch 
die Kernwaffen unterscheidet sich in diesem Punkt überhaupt nicht vom verworre­
nen Zustand der öffentlichen Diskussion im Westen. 

Schon relativ früh, noch bevor die nuklearen Entscheidungen an ihn herantreten, 
reiht er sich in den großen Chor jener Politiker und Publizisten ein, die unablässig 
verkünden, daß Kriege zwischen Kernwaffenstaaten absurd sind. So erklärt er bei­
spielsweise am 11. Dezember 1953, vier Monate nach der ersten erfolgreichen 
Explosion der sowjetischen Wasserstoffbombe, vor der internationalen Presse in 
Paris: „Wenn die Atomwaffe einmal so weit ausgebildet ist, daß jeder Staat, der 
genügend Vorräte von diesen schrecklichen Instrumenten der Vernichtung besitzt, 
in jedem anderen Staat alles Leben vernichten kann, dann vernichtet dadurch der 
Krieg sich selbst . . . Dann werden die Völker und ihre Leiter erkennen, daß der 
Krieg kein Mittel mehr ist, Differenzen unter den Völkern auszutragen, da er alle 
vernichtet. Dann werden die Staaten gezwungen sein, zu friedlichen Mitteln zwecks 
Beilegung ihrer Streitigkeiten zu greifen. Die Entwicklung der Atomwaffe selbst 
wird dann den Krieg getötet haben."21 

Derartige Äußerungen finden sich bei ihm von nun an immer wieder. Die 
gedankliche Schlußfolgerung, die Adenauer daraus zieht, zeichnet sich weder durch 

20 Bundesparteivorstand der CDU, Sten. Protokolle, 17. 1. 1958,ACDP. 
21 Ansprache vor der Association de la Presse Diplomatique Francaise und der Association de la Presse 

Etrangère in Paris, 11. 12. 1953, in: Bulletin, Nr. 238, 12. 12. 1953, S. 1975. 
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Originalität aus noch ist sie überraschend: Politische Differenzen zwischen den 
Staaten müßten deshalb - erstens - auf dem Verhandlungsweg durch Verständi­
gungspolitik gelöst werden. Dabei komme - zweitens - der kontrollierten Abrü­
stung der strategischen Potentiale der USA und der Sowjetunion eine überra­
schende Bedeutung zu. Und sofern das derzeit noch nicht möglich sei, dürften 
Kernwaffen - drittens - nur zum Zweck der Abschreckung gegen einen Angriff 
bereitgehalten, würden freilich im Fall einer Aggression dann wohl auch eingesetzt 
werden. 

Wir finden also auch bei Adenauer jenes lebenspraktische, wenn auch wider­
sprüchliche Nebeneinander von tiefer Sorge beim Blick auf die Kernwaffen und der 
Bereitschaft, diese diplomatisch und verteidigungspolitisch zu nutzen. 

In bezug auf die revolutionären Kernwaffen unterschied sich Adenauers Grund­
einstellung durchaus nicht von seiner Einstellung zu modernen Kriegen generell. 
Niemand brauchte diesen vorsichtigen Bürger, der zwei Weltkriege erlebt hatte, auf 
die sittliche Fragwürdigkeit und die politische Unproduktivität technischer Kriege 
aufmerksam zu machen. Aber so wie er sich angesichts der Bedrohung durch die 
totalitäre Sowjetunion für den Grundsatz der Verteidigung unter Einbeziehung der 
Bundesrepublik Deutschland entschied, wollte und konnte er in der Praxis dann 
doch keine qualitative Unterscheidung zwischen konventioneller und atomarer Ver­
teidigungsvorbereitung vornehmen. 

Es gibt auch keine Anzeichen dafür, daß er etwa Kernwaffen nur als Abschrek-
kungswaffen begriffen hätte, obschon diese Funktion im Vordergrund stand. Wie es 
der in West und Ost herrschenden Meinung entsprach, hat er darin auch Kriegfüh­
rungswaffen gesehen - für den Fall, daß die Abschreckung scheiterte und wenn es 
dann darum ging, die Kampfhandlungen möglichst rasch zum Abschluß zu bringen. 

Dabei zeigt sich auch bei ihm ein wohlbekanntes Phänomen. Immer dann, wenn 
er sich in bestimmten Konstellationen veranlaßt sieht, über Beginn und Ablauf mög­
licher Atomkriegführung nachzudenken, ist er vernünftigerweise bestrebt, alle auch 
nur halbwegs plausiblen Formen der Konfliktaustragung vorzuschalten, um das Ein­
treten des Verteidigungsfalls herauszuschieben. 

Er wußte durchaus, daß Kernwaffen und damit auch Nuklearstrategien wider­
sprüchlich sind. Beim Abschreckungskalkül sind Kernwaffen anders zu bewerten als 
im Rahmen von Kriegsszenarios. Strategischer und taktischer Kernwaffeneinsatz 
haben recht unterschiedliche Implikationen. Die Lage stellt sich auch anders dar, je 
nachdem, welcher Kernwaffenstaat bestimmte Kernwaffen zuerst einsetzt - die 
USA, die Sowjetunion, Großbritannien, Frankreich? Zu allem hin war er bis zum 
Ende seiner Kanzlerschaft davon überzeugt, von Seiten der US-Regierung oder der 
britischen Regierung im Hinblick auf ihre letzten Absichten im Krisen- und Kriegs­
fall nur unvollständig und gewiß nicht völlig zuverlässig unterrichtet zu werden. 

Adenauer hat zeitlebens für die jeweils gängigen nuklearstrategischen Kalküle 
wenig Hochachtung aufgebracht. Mit gesundem Menschenverstand und großer 
Skepsis begabt, hatte er eine ausgesprochene Fähigkeit, in jeder nuklearstrategischen 
Theorie oder Planung alsbald die Schwachpunkte zu erkennen. 
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Zusammenhängende nuklearstrategische Konzepte waren bei einem Staatsmann 
seines Schlages ohnehin nicht zu erwarten. Als ein politischer Praktiker voller Miß­
trauen gegen alle Lehnstuhl-Strategien, war er ohnehin nur geneigt, sich jeweils 
situativ zu äußern. Dabei erscheinen diese Äußerungen durchaus als Reflex auf den 
Wandel und die Kontroversen, die den westlichen Nuklearstrategien seit Mitte der 
fünfziger Jahre das Gepräge geben. 

In bezug auf die Bundeswehr selbst, so war schon auszuführen, lag seine Linie 
relativ fest. Ebensowenig wie die seinerzeitigen Planungen wollte er lediglich auf die 
Wirksamkeit der Abschreckung vertrauen, sondern befürchtete durchaus die Mög­
lichkeit einer sowjetischen Aggression oder - unangenehmstes aller Szenarien -
eines bewaffneten Konflikts aufgrund sowjetischer Blockademaßnahmen gegen Ber­
lin. 

Im Verteidigungsfall, so glaubte er, konnte die NATO ohne Kernwaffen nicht 
auskommen. Nuklearstrategischer Kalkül also, wenn man das so nennen will: die 
Erwartung, dank westlicher Überlegenheit mit taktischen Kernwaffen zumindest in 
den Anfängen eines bewaffneten Konflikts von einem umfassenden sowjetischen 
Offensivstoß abzuschrecken oder diesen, wenn er in Gang käme, durch Atomwaf­
feneinsatz zu beenden! Über die Auswirkungen massierten Nukleareinsatzes gegen 
Ballungszentren war er sich im klaren. 

Die Ambivalenz von Schlachtfeldwaffen in bezug auf die Bundesrepublik ist ihm 
spätestens 1957 aufgegangen, als sich der nuklearstrategische Gleichstand mit der 
Sowjetunion abzeichnete, wobei auch sowjetische Fortschritte bei den TNF schon 
zu vermuten waren. Wie berechtigt die Skepsis war, bewiesen die Berlinplanungen. 

Bekanntlich ist die Bundesregierung in die militärischen Ernstfallplanungen der 
NATO im Frühjahr 1959 nur indirekt einbezogen gewesen. Mehr als umrißhafte 
Information ohne konkrete Beteiligung war nicht zu erwarten. Was Adenauer hörte, 
bestärkte seine skeptischen Auffassungen. Zwar suchten ihn amerikanische Regie­
rungsvertreter davon zu überzeugen, daß die in der Öffentlichkeit so heftig disku­
tierte „Raketenlücke" auf Seiten des Westens tatsächlich nicht so gravierend sei. 
Aber durfte man sich darauf verlassen? Und was war eine Strategie der „massiven 
Vergeltung" wert, wenn die USA nuklearstrategisch nicht mehr überlegen waren? 

Was er in den Jahren 1961 und 1962 von den Contingency-Planungen der NATO 
und von den Überlegungen in Washington erfuhr, machte ihn nicht weniger skep­
tisch. Kissinger, den die Kennedy-Administration gerne einsetzte, um bei dem „alten 
Herrn" zu sondieren und ihn für die Linie Washingtons zu gewinnen, bekam scharf 
formulierte Unwerturteile über die Planungen zu hören. Adenauer bevorzugte sogar 
für den Fall einer Blockade Berlins eine Seeblockade als Antwort und plädierte -
nachdem er über deren mögliche militärische Folgen aufgeklärt worden war -
dafür, dieser ein umfassendes Embargo gegen den Ostblock vorzuschalten. Von Plä­
nen konventioneller Kriegführung hielt er überhaupt nichts. Ein Krieg zwischen Ost 
und West, so meinte er im Jahr 1962, werde von Anfang an ein Atomkrieg sein. 

So waren ihm die nuklearen Dilemmas der Bundesrepublik angesichts der revolu­
tionären neuen Waffen voll geläufig, ohne daß er darauf aber eine auch nur halb-
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wegs befriedigende Antwort gefunden hätte. Überall Widersprüche! Um glaubhaft 
abzuschrecken, bedurfte es in der Bundesrepublik stationierter Kernwaffen, die 
natürlich im Kriegsfall das Land verwüsten würden. Angesichts des Fehlens eigener 
nuklearer Abschreckung war das Bündnis mit nuklear gerüsteten Verbündeten 
zwingend, aber zugleich wußte er, daß diese im Spannungsfall und im Kriegsfall 
ihren eigenen Überlebensinteressen den Vorrang einräumen würden. Glaubhafte 
und deutlich formulierte strategische Drohung für den Fall einer östlichen Aggres­
sion gegen die NATO schien ihm gleichfalls eine gebieterische Forderung, da darin 
der denkbar größte Abschreckungseffekt zu liegen schien. Aber war sie unter den 
Bedingungen des nuklearen Patt noch glaubhaft? Würde sie im Kriegsfall die Bun­
desrepublik retten? War sie mit den beunruhigenden Krisenszenarien für den Fall 
einer neuen Blockade Berlins rational vereinbar? Und welche überzeugenden Ant­
worten gab es auf die Frage nach einem prä-emptiven Schlag durch in Europa sta­
tionierte Mittelstreckenwaffen im Fall eines atomaren oder konventionellen Über­
falls der Sowjetunion? Fragen über Fragen, die Adenauer jeweils in ihrer Bedeutung 
erkannt hat, wobei er aber zugleich immer wieder zur Erkenntnis gelangte, daß sich 
die Bundesrepublik in ausweglosen Aporien befand! 

Großbritannien und Frankreich haben aus dem nuklearen Dilemma im Bündnis 
mit den USA den Ausweg des Aufbaus einer eigenen Abschreckungsmacht beschrit­
ten. Adenauer - so war schon auszuführen - wäre ihn wohl auch gegangen, wenn 
das allianzpolitisch möglich gewesen wäre. Aber dabei zeigten sich wieder die 
bekannten Aporien, die teilweise in den Erinnerungen an die noch nicht weit 
zurückliegende Kriegszeit ihre Wurzel hatten, teilweise in der Überlegung, daß die 
Sowjetunion dies als casus belli verstehen könnte, teilweise auch darin, daß der Auf­
bau der Bundeswehr erst am Ende der Amtszeit Adenauers abgeschlossen war. 

Welche technischen, personellen und finanziellen Schwierigkeiten allein die Betei­
ligung der Bundeswehr an den TNF-Systemen beinhaltete, war Adenauer wohl 
bekannt. Schon recht früh, nämlich bereits im Mai 1958, mußte Bonn gegenüber 
SHAPE einräumen, daß die Empfehlungen von MC-70 hinsichtlich Boden-Luft-
und Boden-Boden-Flugkörpern vorerst nicht voll erfüllt werden könnten. Man 
mußte zurückstecken: statt 40 Heeres-Flugkörper-Einheiten für Boden-Boden-Ein­
satz bis Ende 1963 nur 28, statt 28 Boden-Luft-Flugkörper-Einheiten nur 6! Zwar 
wurden die Aufbauschwierigkeiten der Allianz erstmals auf dem Höhepunkt der 
Anti-Atomtodkampagne signalisiert, und dieses Eingeständnis koinzidierte mit einer 
Anzeigenserie, in der die Bundesregierung mit Blick auf die Landtagswahlen in 
Nordrhein-Westfalen versicherte: „Atomare Mittel- und Langstreckenraketen der 
NATO werden weder an Rhein und Ruhr noch sonstwo in der Bundesrepublik sta­
tioniert."22 Tatsächlich ging aber die Nichterfüllung ursprünglicher Planziele primär 
auf ganz unpolitische Schwierigkeiten zurück. 

22 Siehe Hubertus Hoffmann, Die Atompartner Washington-Bonn und die Modernisierung der takti­
schen Kernwaffen. Vorgeschichte und Management der Neutronenwaffe und des Doppelbeschlus­
ses der NATO, Koblenz 1986, S. 362. 
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Man kann in der forcierten Unterstützung der Norstad-Pläne im Herbst 1960 
durchaus einen Versuch des Kanzlers sehen, aus diesem deutschen Dilemma irgend­
wie herauszukommen. Aber die Erfahrungen nach dem Amtsantritt der Kennedy-
Administration zeigten, daß es keinen Ausweg aus dem Sicherheitsdilemma gab. 

Immerhin läßt Adenauers Nuklearpolitik sowohl bezüglich der TNF wie der Mit­
telstreckenwaffen erkennen, daß er die als revolutionär erkannten Waffen eben 
doch in eine letztlich traditionell konzipierte Abschreckungs- und Verteidigungspo­
litik einzufangen versuchte. 

In welchem Umfang die Revolutionierung von Diplomatie, Verteidigungsplanung 
und Abrüstungspolitik durch die Nuklearpolitik Großbritanniens und Frankreichs 
beschleunigt wurde, ist Adenauer gleichfalls bewußt gewesen. Interessant ist, wie 
verschieden er auf beides reagierte. 

Der Kernwaffenstatus Großbritanniens war von Anfang an ein fact of life. Läßt 
man die Verhandlungen über die zivile Nutzung der Kernkraft einmal beiseite23, so 
tritt die britische Kernwaffenpolitik als irritierende Größe aber erst im Frühjahr 
1957 voll ins Blickfeld Adenauers. 

Er empfindet die nuklearen Ambitionen Englands, das seiner Meinung nach 
ohnehin eine Rolle spielt, die über seine Kräfte geht, als ausgesprochen lästig. Die 
aus der öffentlichen Diskussion wohlbekannten Argumente gegen den Primat der 
Kernwaffen in der neuen britischen Strategie begegnen auch in den Einschätzungen, 
die Adenauer gesprächsweise erkennen läßt. Er glaubt nicht so richtig daran, daß 
Großbritannien im Krisen- und Kriegsfall sein Nuklearpotential uneingeschränkt 
der NATO zur Verfügung stellen wird. Er fürchtet für die Kohäsion der NATO, 
beklagt die unvermeidliche mittel- und langfristige Schwächung des konventionellen 
Potentials der Briten und diagnostiziert, daß von der britischen Nuklearpolitik ein 
Sog auf Frankreich ausgehen werde. Über mögliche Komplikationen im Kriegsfall 
hat er allem Anschein nach weniger nachgedacht. Wohl aber empfindet er eine 
gewisse Status-Malaise und gibt dem auch gedämpften Ausdruck. 

Ein zweites Mal irritiert ihn die britische Nuklearpolitik fünf Jahre später bei 
Abschluß des Nassau-Abkommens zwischen Kennedy und Macmillan. Jetzt sind es 
in erster Linie die Auswirkungen auf Frankreich, die ihn beunruhigen. 

Es ist bemerkenswert, wie wenig er demgegenüber gegen den Aufbau der franzö­
sischen Kernwaffe einzuwenden hat, obschon auch sie im Verhältnis zur Bundesre­
publik, innerhalb der Allianz sowie nuklearstrategisch revolutionierend wirkt. Alle 
Argumente, die sich gegen den verstärkten Ausbau der britischen Kernwaffen ein-

23 Der gesamte Aspekt der zivilen Nutzung der Kernenergie muß aus unserem Aufriß ausgeblendet 
werden. Verwiesen sei auf den vor kurzem erschienenen Aufsatz von Michael Eckert, Die Anfänge 
der Atompolitik in der Bundesrepublik Deutschland, in: VfZ 37 (1989), S. 115-143. Wesentlich ist, 
daß in der Bundesrepublik im Unterschied zu Frankreich zwischen ziviler und militärischer Nut­
zung von Anfang an strikt unterschieden wurde, was vor allem in den Jahren 1956 bis 1958, als es um 
die Planung und den Aufbau von EURATOM ging, zu Schwierigkeiten zwischen der Bundesrepu­
blik und Frankreich, aber auch zu Zweifeln führte, ob Bonn nicht doch auf dem Umweg über die 
zivile Nutzung eine nukleare Kapazität auch für die militärische Nutzung aufbauen wolle. 
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wenden ließen, mußten doch im Fall Frankreichs genauso gelten: die Schwächung 
der konventionellen Komponente bei der Streitkräfteplanung, die negativen Rück­
wirkungen auf die Allianz, die Unsicherheiten im Krisenfall, die Statusproblematik. 

Dennoch sieht er in der französischen Entscheidung für den Aufbau einer eigenen 
„force de frappe" eine unvermeidliche, politisch durchaus überzeugende Antwort 
auf das sich abzeichnende atomare Patt, der er nicht kritisch entgegentreten möchte. 
Zwar sucht er im Dialog mit de Gaulle die negativen Rückwirkungen auf die 
NATO zu limitieren, ist aber doch sorgsam bestrebt, sich nicht von den USA oder 
auch vom SACEUR gegen Paris in Stellung bringen zu lassen. Frankreich, so sieht 
er es, verhält sich durchaus rational - zumal ihm die europäische Großmacht Groß­
britannien vorangegangen ist. 

Was ist der Grund für dieses sehr viel größere Verständnis? Gewiß wird man in 
der allgemeinen Anlage seiner Außenpolitik gegenüber den USA, Frankreich und 
Großbritannien in den Jahren der Berlin-Krise von 1959 bis 1963 den Hauptgrund 
erkennen müssen. Ganz offenkundig ist in diesem Zeitraum Adenauers Bestreben, 
de Gaulle durch möglichst engen deutsch-französischen Bilateralismus von negati­
ver Ost- und Allianzpolitik abzuhalten. Zugleich braucht er Frankreich, um 
bestimmten aus seiner Sicht negativen Tendenzen der amerikanischen und britischen 
Ostpolitik, Deutschland- und Berlinpolitik und der angelsächsischen Allianzpolitik 
generell entgegenzuwirken. Eine Stärkung Frankreichs als Nuklearmacht scheint 
also durchaus wünschenswert, sofern es nur gelingt, den Flurschaden für die Allianz 
zu begrenzen. 

Doch die Argumente, mit denen Ministerpräsident Mollet und später de Gaulle 
ihm gegenüber die Nuklearpolitik Frankreichs begründen, bringen zugleich Sorgen 
zum Ausdruck, die Adenauer sich beim Blick auf die atomaren Dilemmas der Bun­
desrepublik selbst macht - ohne freilich daraus dieselben Konsequenzen wie Frank­
reich ziehen zu können. Die französische Antwort auf die immer präsente Gefahr 
amerikanischer nuklearer Untreue im Zeichen des Atompatts mit der Sowjetunion 
ist, so sieht er es, im Grund die einzig angemessene. Vielleicht - so die langfristige 
Überlegung - würde auch die Bundesrepublik im Zeichen deutsch-französischer 
Entente daraus Nutzen ziehen können. 

Besser als jeder andere Vorgang macht Adenauers Einstellung zur „force de 
frappe" deutlich, wie er die Kernwaffen, die er durchaus auch als revolutionäre 
Waffen erkennt, eben doch in eine Außenpolitik einzubeziehen sucht, die mit ver­
gleichsweise klassischen Kalkülen wie Gleichgewichtspolitik, Abschreckung und 
Verteidigung im Fall eines Angriffs arbeitet. Die revolutionäre Waffe soll diploma­
tisch instrumentiert und verteidigungspolitisch domestiziert werden! 

Auffällig ist auch, wie vergleichsweise gering Adenauers Neigung ist, aus der 
durchaus vorhandenen Erkenntnis, daß mit den Kernwaffen ein revolutionärer 
neuer Faktor ins Spiel gekommen ist, die Konsequenz forcierter Abrüstungs- und 
Rüstungskontrollpolitik zu ziehen. 

Zwar plädiert er in diesem Zusammenhang unablässig für nuklear-strategische 
Rüstungskontroll- und Abrüstungspolitik der beiden Weltmächte, und wer seine 
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Reden, Briefe und Gesprächsaufzeichnungen in dieser Hinsicht durchgeht, könnte 
den Eindruck mitnehmen, es habe in der Bundesrepublik keinen glühenderen Befür­
worter nuklearer Abrüstung gegeben. 

In der Tat blendet er dabei aber zumeist die Implikationen aus, die globale 
Rüstungskontrollvereinbarungen auf Westeuropa und die Bundesrepublik haben 
würden. Wann immer diese aber auftauchen - schon bei den Londoner Verhandlun­
gen über Eisenhowers „open sky"-Vorschlag im Jahr 1957, verstärkt dann beim 
Testbann-Abkommen vom Sommer 1963 - , erkennt er stets rasch die Pferdefüße. 

Im übrigen aber sind die öffentlich häufig vorgebrachten Forderungen nach 
Abrüstung der nuklearstrategischen Arsenale auch Begleitmusik für die Ausrüstung 
der NATO-Einheiten einschließlich der Bundeswehr mit taktischen Kernwaffen. 

Adenauer versteht das durchaus nicht als Machiavellismus, ist vielmehr der Mei­
nung, der ungebremste Aufwuchs des sowjetischen nuklearen Potentials sei so 
gefährlich, daß ihm in Westeuropa möglichst starke nukleare Gegengewichte entge­
gengesetzt werden müßten. In bezug auf Europa hält er nicht viel von Rüstungskon­
trolle. Alle sowjetischen Rüstungskontrollvorschläge, so meint er, dienen nur dazu, 
den verteidigungspolitischen Spielraum der NATO, speziell der Bundesrepublik ein­
zuengen. Und da er ständig vom Alptraum einer Kollusion der beiden Weltmächte 
geplagt wird, hält er amerikanische Rüstungskontrollkonzessionen auf Kosten der 
bundesdeutschen und der westeuropäischen Sicherheit stets für möglich. Deutsches 
Drängen auf nukleare Rüstungskontrolle in Europa wäre seiner Meinung nach 
geeignet, eine solche Gefahr mutwillig heraufzubeschwören. 

Dies alles führt dazu, daß er aus dem Vorhandensein der revolutionären Kern­
waffen nicht in erster Linie gesinnungsethische Schlußfolgerungen zieht. Der 
damals verbreitete deutsche Atompazifismus scheint ihm bemerkenswert unprak­
tisch, solange die Verbündeten und der Gegenspieler über Kernwaffenarsenale ver­
fügen. Die Forderung nach sittlicher Umkehr und Herzenserneuerung hat er zwar 
gelegentlich formuliert; operativ umsetzbar scheint sie ihm aber nicht. Auch die der 
damaligen Entspannungspolitik entsprechenden Ansätze Europa-bezogener nukle­
arer Rüstungskontrolle oder gar deutscher Vorleistungen auf diesen Feldern wollen 
ihm gar nicht einleuchten. 

Er geht ganz selbstverständlich und ohne jede Anwandlung von Selbstzweifel 
davon aus, daß der Staatsmann viele überragend wichtige außenpolitische Ziele 
gleichzeitig verfolgen und dabei Zielkonflikte in Kauf nehmen muß. Das überra­
gende Ziel eines deutschen Beitrags zur Bändigung der revolutionären Kernwaffen 
verbindet sich dabei mit genauso überragenden anderen Zielen: Aufbau und Zusam­
menhalten des Konzerts freier Demokratien diesseits und jenseits des Atlantik, poli­
tische Stabilisierung und Modernisierung der Bundesrepublik Deutschland im west­
lichen Konzert, Integration Westeuropas, Entmutigung und Zurückdrängung des 
totalitären Kommunismus sowjetischer Observanz, Unterstützung der Verbündeten 
bei dem Bemühen, die weltweite Dekolonisierung erschütterungsfrei und ohne geo-
strategische Gewinne für die Sowjetunion durchzuführen, Management der wirt­
schaftlichen Interdependenz, Wiedervereinigung in welchen Formen auch immer. 
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Die Kernwaffen, so läßt sich diese Skizze seiner Grundeinstellung resümieren, 
sind nach Adenauers Einschätzung zweifellos ein revolutionärer Faktor - aber eben 
nur ein revolutionärer und beunruhigender Faktor unter anderen. Es gilt, sie in die 
Gesamtanlage rational konzipierter Außenpolitik zu integrieren, ohne ihren Stellen­
wert zu hoch oder unangemessen niedrig einzuschätzen. Alles in allem erscheint 
Adenauer die Revolutionierung der internationalen Politik durch die Kernwaffen 
nicht in erster Linie als Belastung des Gewissens, schon gar nicht der Emotionen, 
sondern als Herausforderung des Verstandes. Allerdings ist er erfahren und skep­
tisch genug, um zu wissen, daß die Staatsklugheit eines deutschen Bundeskanzlers 
ihre Grenzen hat - in den Machtverhältnissen des Staatensystems, in Klugheit und 
politisch-moralischer Qualität der maßgebenden Staatsmänner des Ostens wie des 
Westens, auch in der öffentlichen Meinung des eigenen Landes. Auf letztere nimmt 
er freilich am wenigsten Rücksicht. 

Aus den Aporien bundesdeutscher Kernwaffenpolitik konnte somit auch dieser 
harte und kühle Kanzler keinen Ausweg finden. Immerhin ist es ihm aber gelungen, 
die in Kernwaffenfragen anfangs völlig unerfahrene Bundesrepublik auf den Weg 
ins Kernwaffenzeitalter zu bringen, ohne dabei große Fehler zu machen. 


